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Warn.	 Warneyer, Rechtsprechung des Reichsgerichts in Zivilsachen
WM	 Wertpapier-Mitteilungen – Zeitschrift für Wirtschafts- und 

Bankrecht
ZGR	 Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR	 Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZInsO	 Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht
ZIP	 Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZIP-aktuell	 Zeitschrift für Wirtschaftsrecht aktuell – Beilage
ZPO	 Zivilprozessordnung i. d. F. vom 05.12.2005, BGBl. I, 3202
ZRP	 Zeitschrift für Rechtspolitik





Es ist hier so wie bei so vielen juristischen Begriffen:
Es gibt kein scharfes Entweder-Oder, sondern die Übergänge 
sind flüssig. Es ist wie bei einer Farbenskala, bei der auch die 
Töne langsam ineinander übergehen. Wir bezeichnen be-
stimmte Töne mit bestimmten Namen (rot, gelb, grün, blau), 
aber zwischen ihnen liegen ganz allmähliche Abstufungen, 
und es ist kaum zu sagen, wo die gelblichen Töne aufhören 
und die rötlichen anfangen.

Prof. Dr. Dr. h. c. Alfred Hueck* 
Wegbereiter der gesellschaftsrechtlichen Treuepflicht

*  Vortrag vom 6.  September 1946 vor der philosophisch-historischen Abteilung 
der Bayerischen Akademie der Wissenschaften (Sitzungsberichte, Jahrgang 1944 / 46, 
Heft 7, Seite 17)





Einleitung

Der Streit der Gesellschafter der Suhrkamp Verlag GmbH & Co. KG, 
der durch seine zielgerichtete Fortsetzung im Insolvenzverfahren über das 
Vermögen des Verlags völlig eskalierte, avancierte im Herbst 2013 zum 
beherrschenden Thema der Insolvenzszene. Das Stichwort „Suhrkamp“ war 
nicht nur Ausdruck eines existenzbedrohlichen Kampfes um den Machter-
halt in einer Gesellschaft, der mit allen rechtlich zur Verfügung stehenden 
Mitteln ausgefochten wird, sondern zugleich auch der spektakulärste Pro-
belauf für das zum damaligen Zeitpunkt gerade erst reformierte Insolvenz
planverfahren.

Um das deutsche Insolvenzrecht durch die Verbesserung der Sanierungs-
chancen eines insolventen Unternehmens attraktiver und dadurch im euro-
päischen Kontext auch wettbewerbsfähiger zu gestalten, hatte sich der Ge-
setzgeber mit dem Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von 
Unternehmen vom 7.12.2011 (ESUG) zu einem ganzen Bündel von Re-
formmaßnahmen entschlossen. Zu den zentralen Neuerungen zählte die von 
Fachkreisen lange geforderte Verknüpfung von Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Sie wurde in § 225a Abs. 3 InsO umgesetzt, wonach in einem 
Insolvenzplan nun jede Regelung getroffen werden kann, die gesellschafts-
rechtlich zulässig ist.

Wie die Verbindung der beiden Rechtsgebiete ausgestaltet ist, insbeson-
dere welchen Grenzen sie unterliegt, hatte der Gesetzgeber offengelassen. 
Dabei ist gerade diese Frage dringend klärungsbedürftig, weil gesellschafts-
rechtliche Maßnahmen im originären Gesellschaftsrecht wesentlich strenge-
ren Anforderungen gerecht werden müssen als unter dem Regime des Insol-
venzrechts, welches vor dem Hintergrund einer drohenden Unternehmensli-
quidation und Gesellschaftslöschung berechtigterweise stark herabgesetzte 
Voraussetzungen vorsieht. In überspitzter Form lässt sich von einem mögli-
chen gesetzlichen Umgehungstatbestand noch unbekannter Größe sprechen. 
Die erhebliche Bedeutung dieser Problematik hatte schon während des 
Gesetzgebungsverfahrens zu zahlreichen Kommentaren seitens der Rechts-
wissenschaft geführt. Die näheren Umstände des Suhrkamp-Verfahrens 
führten dazu, dass die Debatte hierzu wieder neu- und umso heftiger ent-
flammte. Denn nach den tatbestandlichen Feststellungen der mit dem Ge-
sellschafterstreit beschäftigten Gerichte hatte die Mehrheitsgesellschafterin 
die Insolvenz des Verlags offensichtlich bewusst angestrebt, um die stren-
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geren Voraussetzungen des Gesellschaftsrechts zu umgehen und die von ihr 
angestrebten gesellschaftsrechtlichen Änderungen mittels Insolvenzplans 
durchzusetzen. 

Suhrkamp verdeutlichte damit in besonders anschaulicher und drastischer 
Weise, dass die Gestaltungsspielräume gesellschaftsrechtlicher Art, die zum 
Zweck der Sanierungserleichterung von Unternehmen in das Planverfah-
rensrecht aufgenommen worden sind, zugleich Anreize zur einer andersmo-
tivierten Verwendung schaffen. Das weitgehend unbestimmte Verhältnis von 
Gesellschafts- und Insolvenzrecht leistet dabei großen Vorschub, da offen-
bleibt, ob insbesondere die zum Schutz von durchsetzungsschwachen Ge-
sellschaftern geschaffenen gesellschaftsrechtlichen Brandmauern im Plan-
verfahren erhalten bleiben.

Aufmerksamkeit erregte deshalb das Urteil des LG Frankfurt / M. (Urt. v. 
10.9.2013, Az. 3-09 O 96 / 13), welches der Ansicht war, dass der Mehr-
heitsgesellschafterin des Suhrkamp Verlags aufgrund der fortgeltenden ge-
sellschaftsrechtlichen Treuepflicht die Stimmabgabe für den von ihr initiier-
ten Insolvenzplan untersagt ist. Die Treuepflicht als ein das gesamte Gesell-
schaftsrecht durchdringendes Rechtsinstitut, welche dem Maß des Einflusses 
in einer Gesellschaft stets ein reziprokes Maß an Verantwortlichkeit gegen-
überstellt, soll demzufolge auch nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens im 
Rahmen der Verknüpfung von Gesellschafts- und Insolvenzrecht Geltung 
beanspruchen. Ließe sich die Ansicht des LG Frankfurt / M. (vollumfänglich) 
bestätigten und auf alle Bereiche des Planverfahrens ausdehnen, würde die 
Gestaltungsfreiheit im Planverfahren außerhalb des vom Gesetzgeber vorge-
sehenen Verwendungszwecks (erheblich) begrenzt werden. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, dem vom LG Frankfurt aufgeworfe-
nen Ansatz nachzugehen und zu klären, welche Bedeutung der gesellschafts-
rechtlichen Treuepflicht im Insolvenzplanverfahren tatsächlich zukommt. 
Dabei soll nicht nur die grundsätzliche Fortgeltung der Treuepflicht im In-
solvenzverfahren beleuchtet, sondern auch die konkrete Treuepflichtbindung 
der Gesellschafter aufgedeckt werden, um eine retrospektive Einordnung 
der Vorgänge im Suhrkamp-Verfahren zu ermöglichen.

Dabei dürfen die aufkommenden rechtstheoretischen und dogmatischen 
Fragen nicht darüber hinwegtäuschen, dass das Ergebnis der Untersuchung 
für die Rechtspraxis von hoher Bedeutung ist. Denn je nachdem, wie die 
Treuepflicht im Planverfahren zum Tragen kommt, wird dem Einsatz des 
„gesellschaftsrechtlichen Universalwerkzeugs“ Insolvenzplan (Eidenmüller) 
entweder freie Verwendung gewährt oder eine empfindliche Beschränkung 
auferlegt. Die Treuepflicht kann sich somit zur entscheidenden Weichenstel-
lung bei der eigeninteressenorientierten Nutzung des Planverfahrens durch 
den (Mehrheits-)Gesellschafter einer insolventen Gesellschaft erweisen.
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Der Gang der Untersuchung ist davon geprägt, zunächst die insolvenz- 
und gesellschaftsrechtlichen Grundlagen zu erarbeiten, bevor auf die eigent-
liche Problematik der Fortgeltung der Treuepflicht im Insolvenzverfahren 
eingegangen wird. Nach Klärung der grundlegenden Fragen, stehen die 
konkreten Treuepflichtbindungen der Gesellschafter im Planverfahren im 
Fokus. Abschließend wird auf die Rechtsfolgen und deren prozessuale 
Durchsetzung eingegangen. Im Einzelnen gliedert sich die Arbeit dabei 
folgendermaßen: 

Die Nachzeichnung der rechtshistorischen Entwicklung des Planverfah-
rens leitet das erste Kapitel ein. Hierauf folgt die Darstellung der Reform 
des Planverfahrens durch das ESUG mit Blick auf die Verzahnung von 
Gesellschafts- und Insolvenzrecht. Dabei wird insbesondere darauf einge-
gangen, welche Auswirkungen hiermit auf die Rechtsposition der Anteilsin-
haber verbunden sind bzw. wie die Rechtsposition hierdurch geschwächt 
wird. Eine Veranschaulichung dieser Problematik erfolgt dabei durch die 
Darstellung des Suhrkamp-Verfahrens. Die seitens des LG Frankfurt / M. als 
Lösungsansatz befürwortete Heranziehung der gesellschaftsrechtlichen 
Treuepflicht und dessen Rezeption vor allem in der Fachliteratur schließen 
das Kapitel ab.

Das zweite Kapitel widmet sich ausschließlich der gesellschaftsrechtli-
chen Treuepflicht. Ziel ist es, die Dogmatik der Treuepflicht soweit zu er-
schließen und zu verstehen, um die hierauf aufbauenden Fragen beantworten 
zu können. Neben einer einleitenden abstrakten Funktionsbeschreibung und 
Darstellung der rechtshistorischen Entwicklung der Treuepflicht werden die 
verbreiteten Verständnismodelle erläutert. Im Zuge dessen wird auch die 
breite Palette ergänzender Erklärungs- und Deutungsversuche der Literatur 
beleuchtet. Abschließend folgt die Darstellung der präferierten Dogmatik 
der Treuepflicht und der dabei zugrundeliegenden Wertungen.

Die Fortgeltung der Treuepflicht in der Insolvenz ist Gegenstand des 
umfangreichen dritten Kapitels, dem Hauptkapitel der vorliegenden Arbeit. 
Diese zentrale Frage wird aus zwei Perspektiven betrachtet. Zunächst wird 
untersucht, ob eine im Insolvenzverfahren fortgesetzte Anwendung der 
Treuepflicht aus gesellschaftsrechtlicher Perspektive überhaupt in Betracht 
kommt. Im Fokus stehen dabei die anerkannten Geltungsräume der Treue-
pflicht, ihre dogmatische Konzeption und der Verlust des originären Gesell-
schaftszwecks. Ergänzend wird überprüft, ob die Fortgeltung der Treue-
pflicht zum Schutz der durch die Eigentumsfreiheit geschützten Beteiligung 
an der schuldnerischen Gesellschaft aus verfassungsrechtlichen Gründen 
erforderlich ist. Im Anschluss wird aus insolvenzrechtlicher Perspektive 
beleuchtet, ob das Insolvenzrecht eine fortgesetzte Anwendung der Treue-
pflicht gestattet. Besondere Beachtung gilt dabei der Gesetzgebungsdoku-
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